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Beschlussentwurf: 
 
Der Stadtrat beschließt die Änderung des Gesellschaftervertrages der WEG mbH ent-
sprechend der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung der WEG mbH in 
ihren Sitzungen am 14.05.2014 und 08.12.2014. Vorbehaltlich der Zustimmung des 
Stadtrates hat die Gesellschafterversammlung der WEG mbH sich dabei für eine Ände-
rung der §§ 2, 9, 13 und 16 entschieden. Zudem werden die Bezeichnung Stadt Wip-
perfürth durch Hansestadt Wipperfürth ersetzt, sowie die Paragraphen der alten GO 
durch die aktuellen Paragraphen der GO ausgetaucht.  
 
Änderung der §§ 2, 9, 13 und 16 entsprechend der nachfolgenden Darstellung: 
 

§ 2 alte Fassung auszugsweise 
Gegenstand der Gesellschaft 
(1) Ziel des Unternehmens ist vorrangig 
eine sichere und sozialverantwortliche 
Wohnungsversorgung breiter Schichten 
der Bevölkerung, die Erschließung von 
Gewerbeflächen sowie die Betreuung der 
gewerblichen Wirtschaft auf dem Gebiet 
der Stadt Wipperfürth zu gewährleisten. 

§ 2 neue Fassung auszugsweise 
Gegenstand der Gesellschaft 
(1) Ziel des Unternehmens ist vorrangig 
eine sichere und sozialverantwortliche 
Wohnungsversorgung breiter Schichten 
der Bevölkerung, die Erschließung von 
Gewerbeflächen, die Tourismusförderung 
sowie die Betreuung der gewerblichen 
Wirtschaft auf dem Gebiet der Hansestadt 
Wipperfürth zu gewährleisten. 

§ 9 alte Fassung auszugsweise 
Aufsichtsrat 
(2) Der Aufsichtsrat besteht aus den 
kommunalen Wahlbeamten der Stadt 
Wipperfürth soweit diese nicht gleichzeitig 
Geschäftsführer sind und 7 weiteren Mit-
gliedern, die für die Stadt Wipperfürth als 
Gesellschafter vom Rat der Stadt zu be-
stellen sind. Sollte auf der Grundlage des 
Betriebsverfassungsgesetzes vom 
15.01.1972 ein Mitbestimmungsrecht der 
Arbeitnehmer begründet werden, so er-
höht sich die Anzahl der Aufsichtsratsmit-
glieder entsprechend. 
 

§ 9 neue Fassung auszugsweise 
Aufsichtsrat 
(2) Der Aufsichtsrat besteht aus den 
kommunalen Wahlbeamten der Hanse-
stadt Wipperfürth, soweit diese nicht 
gleichzeitig Geschäftsführer sind, und 7 
weiteren Mitgliedern, die für die Hanse-
stadt Wipperfürth als Gesellschafter vom 
Rat der Stadt vorzuschlagen sind. Bei den 
Mitgliedern des Aufsichtsrates muss es 
sich neben dem Bürgermeister bzw. 
von ihm vorgeschlagenen Bediensteten 
der Hansestadt Wipperfürth (§ 113 in 
Verbindung mit § 50 Abs.4 GO NRW) 
um Ratsmitglieder handeln; entspre-
chendes gilt auch für die persönlichen 
Vertreter. Sollte auf der Grundlage des 
Betriebsverfassungsgesetzes vom 



15.01.1972 ein Mitbestimmungsrecht der 
Arbeitnehmer begründet werden, so er-
höht sich die Anzahl der Aufsichtsratsmit-
glieder entsprechend. 

§ 13 alte Fassung auszugsweise 
Gesellschafterversammlung 
(1) Die Gesellschafterversammlung be-
steht aus den Gesellschaftern. Die Stadt 
Wipperfürth wird als Gesellschafter durch 
7 Mitglieder des Rates vertreten. 

§ 13 neue Fassung auszugsweise 
Gesellschafterversammlung 
(1) Die Gesellschafterversammlung be-
steht aus den Gesellschaftern. Die Han-
sestadt Wipperfürth wird als Gesellschaf-
ter durch 7 Mitglieder vertreten. Bei den 
Mitgliedern der Gesellschafterver-
sammlung muss es sich neben dem 
Bürgermeister bzw. von ihm vorge-
schlagenen Bediensteten der Hanse-
stadt Wipperfürth (§ 113 in Verbindung 
mit § 50 Abs.4 GO NRW) um Ratsmit-
glieder handeln; entsprechendes gilt 
auch für die persönlichen Vertreter. 

§ 16 alte Fassung auszugsweise 
Geschäftsjahr und Jahresabschluss 
(2) Die Geschäftsführung hat den Jahres-
abschluss und den Lagebericht entspre-
chend den Vorschriften des dritten Buches 
des Handelsgesetzbuches für Kapitalge-
sellschaften aufzustellen. Die Geschäfts-
führung hat den Anforderungen gemäß § 
89 III GO NW nachzukommen. 
(3) Der Abschlussprüfer prüft den Jahres-
abschluss und den Lagebericht in ent-
sprechender Anwendung der Vorschriften 
des dritten Buches des Handelsgesetzbu-
ches für Kapitalgesellschaften. 

§ 16 neue Fassung auszugsweise 
Geschäftsjahr und Jahresabschluss 
(2) Die Geschäftsführung hat binnen 
sechs Monaten nach Beendigung des Ge-
schäftsjahres den Jahresabschluss für das 
vorangegangene Geschäftsjahr unter Be-
achtung der handelsrechtlichen bzw. steu-
errechtlichen Regeln aufzustellen, soweit 
nicht in zwingenden gesetzlichen Bestim-
mungen ausdrücklich eine kürzere Frist 
bestimmt ist. Sie kann sich bei der Aufstel-
lung eines Steuerberaters bzw. Wirt-
schaftsprüfers bedienen. Die Gesellschaf-
terversammlung kann, soweit keine Prü-
fungspflicht besteht, beschließen, den 
Jahresabschluss durch einen Wirtschafts-
prüfer bzw. eine Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft prüfen zu lassen. 
(3) Die Geschäftsführung hat den (ggf. 
geprüften) Jahresabschluss und den Be-
richt zur Lage der Gesellschafterversamm-
lung zusammen mit einem Ergebnisver-
wendungsvorschlag unverzüglich zur Be-
schlussfassung (Feststellung des Jahres-
abschlusses und Ergebnisverwendung) 
vorzulegen. 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Keine! 
 
Demografische Auswirkungen:   
 
Keine! 
 



 
 
Begründung: 
 
Im § 2 geht es um die ausdrückliche Erweiterung des Gesellschaftszweckes um den 
Bereich Tourismusförderung. 
In den §§ 9 und 13 wird ausdrücklich geregelt, dass es sich bei den Mitgliedern und 
stellvertretenden Mitgliedern im Aufsichtsrat und in der Gesellschafterversammlung um 
6 Ratsmitglieder und 1 Verwaltungsvertreter handeln muss. Hiermit verbunden ist ein 
bei Ratsmitgliedern und dem Verwaltungsvertreter unterstellter Wissensstand um Hin-
tergründe und Prozesse, welche die WEG mbH betreffen.  
Im § 16 wird die formelle Verpflichtung zur Erstellung eines Lageberichtes ausdrücklich 
nicht mehr aufgeführt. Die rechtlichen Anforderungen an die Erstellung eines Lagebe-
richtes sind erheblich ausgeweitet worden. Die WEG mbH ist formell aufgrund ihrer 
Größe nicht zu einer Erstellung verpflichtet.  
Die Geschäftsführung wird jedoch verpflichtet, den Lagebericht in bestehender Form, 
dann ohne die formelle Verpflichtung, auch zukünftig zu erstellen. 
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